
«What matters is what works.» Diese dem ehemaligen 
britischen Premierminister Tony Blair zuge schriebene Lo-
sung drückte in den 1990er-Jahren die Hoffnung auf eine 
neue Ära der rationalen Politik gestaltung aus (Frey & Le-
dermann 2010). Nach dem Fall des Eisernen Vorhangs und 
dem Ende totalitärer Regime in Europa schien die Zeit reif 
für eine Politik, die auf der 
Grundlage solider Fakten 
fusst und nicht mehr von po-
litischen Ideologien in Be-
schlag genommen wird. An 
die Stelle normativer Vor-
urteile sollten objektive Da-
ten treten. Politische Streit-
fragen sollten sich gemäss  
der wissenschaftlichen Wahr/
Falsch-Logik vermessen las-
sen (Bogner 2021). Informa-
tion sollte über Ideologie und 
Ignoranz triumphieren (Hirschi 2018). 

Dieses Credo der ideologiefreien und faktenbasierten 
Politik fällt auch in Krisenzeiten auf fruchtbaren Boden. Dar-
aus abgeleitete Forderungen nach einer evidenzbasierten Po-
litik schiessen aber oftmals über das Ziel hinaus. Im Kern 
gehen sie nämlich davon aus, dass es für jede politische He-
rausforderung eine objektiv richtige, auf Zahlen, Daten und 
Fakten beruhende Antwort gibt. Gute Regierungsführung re-
duziert sich dementsprechend auf einen mechanischen Pro-
zess zur Realisierung ebendieser objektiv richtigen Lösung 
(Bogner 2021). Dabei wird aber oft übersehen, dass sich Po-
litik und Wissenschaft in zwei getrennten Sphären bewegen. 
Nur wenn die jeweiligen Funktionen und Grenzen von daten-
basierter Wissenschaft und (demokratischer) Politik berück-
sichtigt werden und nicht das Eine durch das Andere okku-
piert wird, gelingt ein lebendiges Miteinander, von dem die 
Gesellschaft bestmöglich profitiert.

DATEN SPRECHEN NICHT FÜR SICH SELBST
Empirische Evidenz wird durch die Anwendung wissen-

schaftlicher Methoden gewonnen. Ausgehend von Theorien 
und Annahmen werden Hypothesen abgeleitet, die sodann 
mit Daten empirisch untersucht werden. Die aus der Analyse   

DATEN UND DEMOKRATIE: ein Spannungsverhältnis

gewonnenen Resultate werden wiederum durch die Brille 
der jeweiligen Theorie interpretiert und die Theorie weiter-
entwickelt. 

Theorien schaffen also ein gemeinsames Verständnis 
der analysierten Konzepte, liefern mögliche Erklärungen 
für Zusammenhänge, legen die zugrunde liegenden Annah-

men offen und garantie-
ren die Anknüpfung an den 
 aktuellen Forschungsstand. 
Damit gewährleisten die 
Forschenden die Nachvoll-
ziehbarkeit ihrer Argumen-
tation und öffnen den Raum 
für Kritik von Fachkollegin-
nen und Fachkollegen, die 
ihrerseits ein zentraler Mo-
tor des wissenschaftlichen 
Fortschritts ist. 

Theorien sind jedoch 
immer nur ein Abbild (Modell) der gesamten, komplexen Re-
alität, von der sie nur einen spezifischen Ausschnitt betrach-
ten. Sie sind selektiv, bewegen sich zumeist innerhalb einer 
spezifischen Fachdisziplin und schliessen selbst innerhalb 
dieser Fachdisziplin andere legitime Perspektiven aus (Fra-
ming). Es gibt denn auch nicht «die eine» Wissenschaft, die 
mit einer Stimme spricht. 

In Zeiten grosser Unsicherheiten wie der Corona- oder der  
Klimakrise steigt die Nachfrage nach wissenschaftlicher Expertise. 

Die Rufe nach einer «evidenzbasierten Politik» gehen jedoch  
häufig zu weit. Weder gibt es die eine Wissenschaft, auf die sich die 

Politik abstützen kann, noch lässt sich der Prozess der  
demokratischen Entscheidungsfindung durch den Rekurs auf  

wissenschaftliche Fakten umgehen. 

Neu gewonnene Evidenz 
ist jeweils nur so lange 

gültig, bis sie durch neue 
Studien und neue Daten 

falsifiziert wird. 

Unter «Framing» versteht man einen meist be-
wusst gesteuerten Prozess, ausgewählte Daten 
und Fakten so zu präsentieren, dass sie in einen 
vordefinierten Deutungsrahmen passen. Framing 
ist eine notwendige Voraussetzung für Kommu-
nikation, kann aber auch missbraucht werden, um 
eine manipulierende Wirkung zu erzeugen. Ein 
alter, aber gleichwohl populärer Witz verdeutlicht 
dies: Nach einem verlorenen Wettkampf zwischen 
der UdSSR und den USA lobte eine sowjetische 
Zeitung den ehrenvollen zweiten Platz ihrer 
Mannschaft und spottete über die amerikanische 
Equipe. Schliesslich wurde diese bloss vorletzte.
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Die demokratische Politik eines freien Landes kann sich 
folglich nicht auf die automatische Umsetzung einer spezi-
alisierten wissenschaftlichen Evidenz beschränken. Bezo-
gen sich Politik und Medien zu Beginn der Coronapande-
mie beispielsweise stark auf die Subdisziplinen der Virologie 
und Epidemiologie, meldeten sich im Laufe der Pandemie zu-
sehends auch Vertreterinnen und Vertreter anderer Wissen-
schaften, etwa der Rechtswissenschaften, Psychologie oder 
Volkswirtschaftslehre, zu Wort und brachten ihre wieder-
um fachspezifisch und theoretisch gerahmten Erkenntnisse 
ein. Und bezeichnenderweise berufen sich Kritikerinnen und 
Kritiker der Klima- oder Coronapolitik nicht selten selber auf 
Erkenntnisse und Methoden 
wissenschaftlicher Exper-
tinnen und Experten. 

WISSENSCHAFT-
LICHE ERKENNTNIS 
IST VORLÄUFIG
Wissenschaftliche Er-

kenntnis wird gerne als der 
«aktuelle Stand des Irrtums» 
bezeichnet. Neu gewonne-
ne Evidenz ist jeweils nur 
so lange gültig, bis sie durch 
neue Studien und neue Da-
ten falsifiziert wird. Damit 
nicht genug, führen neue Er-
kenntnisse zu fortschreiten-
den Differenzierungen und 
Komplexitätssteigerungen. 
Neben der Gefahr, dass sie 
nur noch von einem kleinen Personenkreis verstanden wer-
den, drohen Friktionen zwischen der eigenen unmittelbaren 
Erfahrung und der abstrakten, statistischen Evidenz, die den 
Einzelfall kaum noch berücksichtigt und häufig auf Mittel-
werte ausgerichtet ist. 

Das in der Demokratie gelebte, regelgeleitete Aushan-
deln von mehrheitsfähigen Kompromissen kann deshalb 
nicht mit Verweis auf «die Fakten» abgekürzt werden. Gerade 
wenn es um kausale Handlungsanweisungen für die Zukunft 
geht («Wenn ihr A macht, dann wird B eintreffen») sind die 
Unsicherheiten naturgemäss gross. 

WELCHES SIND DIE «RICHTIGEN» ZAHLEN?
Meist gibt es mehrere gleichberechtigte Möglichkeiten, 

wie man etwas messen kann. Das im Zuge der Coronapande-
mie prominent diskutierte Konzept der Übersterblichkeit il-
lustriert dies. Obwohl verschiedene Forscherinnen und For-
scher vom gleichen Konzept («Übersterblichkeit») ausgehen, 
dieses grundsätzlich gleich operationalisieren (tatsächliche 
Todesfälle minus zu erwartende Todesfälle) und ihre Be-
rechnung auf dieselbe Datenbasis stützen (Todesfälle des be-
trachteten und der vorangehenden Jahre), kommen sie auf-
grund unterschiedlicher Modellrechnungen zu teils stark 
divergierenden Ergebnissen. Für die Pandemiejahre 2020 
und 2021 weist die Weltgesundheitsorganisation (WHO) in  
der Schweiz beispielsweise eine Übersterblichkeit von rund 
8200 Personen aus, die Universität Washington kommt auf 
den um fast 90 Prozent höheren Wert von 15 500 Personen 
und die Zeitschrift The Economist auf rund 13 300 Personen 
(Stand 13. Juni 2022). 

Welches sind denn nun die «richtigen» Zahlen und In-
terpretationen, auf die sich eine automatische politische Um-
setzung wissenschaftlicher Evidenz stützen sollte? Das lässt 
sich nicht pauschal sagen und ist oft auch eine Vertrauens-
frage. Öffentlich ausgetragener Streit um die «richtigen» Zahlen 

und ihre Interpretation verdeckt deshalb häufig den Kern de-
mokratischer Politik, nämlich die normative, wertebasierte 
und zuweilen emotionale Diskussion darüber, wie wir unser 
gemeinschaftliches Zusammenleben regeln wollen und wel-
che Risiken wir bereit sind dafür einzugehen. 

ES GIBT KEINE ALTERNATIVLOSE DEMOKRATIE
Der Slogan «what matters is what works» wird einer le-

bendigen Demokratie nicht gerecht. Selbst wenn es in einer 
Sache einen unbestrittenen interdisziplinären Konsens gäbe, 
darf die demokratische Politikgestaltung nicht zu einer tech-
nokratischen «Umsetzungsmaschinerie» (Merkel 2021: 8) ver-

kommen. Im Zentrum der 
gelebten Demokratie stehen 
eben nicht rationale Wissens-
fragen, sondern das lebens-
weltliche Auffinden mehr-
heitsfähiger Kompromisse 
durch die freie Deliberati-
on verschiedener Ansichten, 
Werte, Weltbilder und Nor-
men. Daten und Fakten sind 
kein Ersatz für das Aushan-
deln und Aushalten von In-
teressenkonflikten auf der 
Suche nach tragfähigen, ge-
meinschaftlichen Entschei-
dungen.

Damit soll keineswegs 
gesagt werden, dass wissen-
schaftliche Expertisen, Zah-
len und Fakten für die Politik 

entbehrlich sind. Im Gegenteil sind Daten mit ihren wissen-
schaftlichen Interpretationen eine sehr wichtige Hilfestel-
lung. Ob und wenn ja welche Massnahmen daraus abgeleitet 
werden, muss aber eine politische Entscheidung sein. 

— 
Dr. Philippe Rochat,  
Forschungsbeauftragter Politik

 am Liechtenstein-Institut
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Daten und Fakten  
sind kein Ersatz für das 

Aushandeln und  
Aushalten von Interessen-

konflikten auf der  
Suche nach tragfähigen, 

gemeinschaftlichen  
Entscheidungen.
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